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B e g r Li n - d ü n g in der Fassung vom 27. Januar 1994 

zum Bebauungsp lan Nr . 3 2 , 1 . Änderung und Ergänzung 
f ü r das Geb ie t i n Ratekau zw ischen dem bes tehenden Ge-
w e r b e g e b i e t ( e i n s c h l i e ß l i c h e i n e r T e i l f l ä c h e davon) und 
der Gen ie indest raße im Norden, des Weges S t ü c k e r ­

busch im Osten und Süden und der Bundess t raße 207 im 

Westen 

1 . AI 1gemei nes 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ratekau beschloß 
in der Sitzung am 6.12.1990 die Aufstellung der 
1. Änderung und" Ergänzung des Bebauungsplanes 
Nr. 32, um die planerischen Voraussetzungen für eine 
Erweiterung des bestehenden Gewerbegebietes zu 
schaffen. Im Parallelverfahren wird aie 28. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Gemeinde R a t e k a u 
durchgeführt. 

2. Ziel und Zweck der Planung 

In Ergänzung des bestehenden Gewerbegeoietes (B-Plan 
Nr. 26 und B-Plan Nr. 32) plante die Gemeinde Rate­
kau dessen südliche Erweiterung auf einer ausgebeu­
teten Kiesabbaufläche. Angestrebt ist die Auswei­
sung einer zusammenhängenden großzügigen Fläene in 
Zuordnung zu den vorhandenen gewerblichen Nutzungen 
westlich der ehemaligen Kreisstraße 17. Diese Erwei­
terungsflächen befinden sich zwischen dem bestehen­
den Gewerbegeoiet und der Wohnbebauung des Ortes 
Ratekau. Zur Schaffung eines optimalen nahtlosen 
Übergangs zwischen dem bestehenden Gewerbegebiet und 
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dem Erweiterungsgebiet wurden Teilbereiche des 
B-Planes Nr. 32 ebenfalls überplant. Dies ist vor 
allem erforderlich, um eine verkehrliche Verbindung 
des neuen GE-Gebietes mit dem vorhandenen GE-Gebiet 
zu gewährleisten. 
Untergliedert werden die überplanten Flächen in ein 
Baugebiet (Gewerbegebiet) und eine Grünfläche (Aus­
gleich sfl äche ) . Die Grünfläche ist künftig als tren­
nendes Element zwischen der gewerblichen Nutzung und 
der Wohnnutzung vorgesehen. Ebenfalls räumlich glie­
dernd wirken die verbleibenden Flächen für die Land­
wirtschaft zwischen dem überplanten Bereicn und dem 
Ort. 

3. PIanung 

3.1 Allgemeines 

Die Ausweisung des Gewerbegebietes erfolgt in 
Zuordnung zu vorhandenen gewerblichen Nutzungen. 
Da für die Erweiterungsflächen konkrete Pla­
nungsabsichten bestehen, wurde auf eine Parzel­
lierung oer Gewerbeflächen verzichtet und eine 
großmaßstäbliche Bebauung des Gebietes durch ei­
nen Eigentümer ermöglicht. Die Nachfrage nach 
kleinmaßstäblichen Baugrundstücken kann über die 
zur Verfügung stehenden Flächen innerhalb der 
rechtskräftigen Bebauungspläne gedeckt werden. 
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Die ßeoauung gliedert sich in zwei Teilgebiete. 
Zum einen in den bereits in dem rechtskräftigen 
Bebauungsplan Nr. 32 enthaltenen Bereich des Ge­

werbegebietes GE II und zum andern in den neu 
ausgewiesenen Erweiterungsbereich des Gewerbege­

bietes GE OK. 
Innerhalb des GE II­Gebietes orientieren sicn 
die Festsetzungen an dem Bestand. Es sind ledig­

lich Veränderungen im Zuschnitt der überbaubaren 
Flächen vorgenommen worden. Die Einbeziehung der 
Fläcnen des B­Planes Nr. 32 wurde erforderlich, 
um einen Anschluß der Erweiterungsflächen des 
GE OK­Gebietes an die bestehende gewerbliche 
Nutzung zu sichern und somit eine Verbindung 
zwischen den beiden Gewerbegebieten zu schaffen. 
Das neu ausgewiesene Gewerbegebiet umfaßt eine 
Fläche von ca. 5,5 ha als Baugebiet. Innerhalb 
dieser Flächen ist die Errichtung von Anlagen 
für kirchliche, kulturelle, soziale und gesund­

heitliche Zwecke ebenso wie die Errichtung von 
Vergnügungsstätten unzulässig. Diese Einschrän­

kungen der gemcß BauNVO 1990 vorgesehenen Nut­

zungen orientieren sich an dem Zu 1 ässigkeitska­
talog des bestehenden Gewerbegebietes. Neben den 
für oas gesamte Erweiterungsgebiet einheitlich 
festgesetzten zulässigen Nutzungsarten erfolgt 
aus Gründen des Immissionssenutzes eine Gliede­

rung der Nutzungen in Bezug auf deren Schall­

leistungspegel. Grundlage dieser Gliederung ist 
ein ergänzend zu dem B­Plan aufgestelltes 
Schallgutachten des TÜV Norddeutschland. Demnach 
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erfolgt auf dem westlichen Drittel des Erweite­

rungsgebietes eine Ausweisung als "Eingeschränk­

tes Gewerbegebiet". 
Innerhalb dieser Flächen sind "das Wohnen nicht 
wesentlich störende Betriebe" mit einem flächen­

bezogenen Schalleistungspegel von 60 dB(A) am 
Tage und 45 d ß (A) in der Nacht zulässig. Diese 
Einschränkung beschreibt den CharaKter eines 
Mischgebietes und entspricht den Orientierungs­

werten der DIN 18005 für die Lärmbe 1 a s t ung in 
MI­Gebieten. Die westlich des Gewerbegebietes 
vorhandene Bebauung der Siedlung Stückerbusen 
und das weiter nördlich gelegene landwirtschaft­

liche Gebäude besitzen ebenfalls Mischgebiets­

charakter. Somit sind schalltechnische Konflikte 
zwischen dem Bestand und der Planung durch die 
Ausweisung des westlichen Gewerbegebietes als 
"Eingeschränktes Gewerbegebiet" nicht zu erwar­

ten und durch die Festsetzungen aes Bebauungs­

planes gelöst. 
Für den östlichen Bereich aer Erweiterungsflä­

chen kann auf eine Einschränkung verzichtet wer­

den. Hier sind die geweroegebietstypisenen Nut­

zungen mit einem Orientierungswert für den 
Schalleistungspegel gemäß DIN 18005 für GE­Ge­

biete von max. 65 dB(A) am Tage und 50 dB(A) in 
der Nacht zulässig. 
Das Maß der baulichen Nutzung ist mit einer 
Grundflächenzahl von GRZ = 0,5 und einer mögli­

chen Überschreitung der Grundf1äcnenzah1 um 8 0 % , 
höchstens jedoch bis zu einer GRZ = 0,9 für die 
Anlage von Garagen und Stellplätzen sowie son­

stigen Nutzungen gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO zwei­
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dimensional einheitlich geregelt. Die Anhebung 
der gemäß BauNVO festgelegten Anrechnungsrege­
lung von 50% auf 80% und der Kappungsgrenze von 
GRZ = 0,8 auf eine GRZ von 0,9 für die Anlage 
von Garagen, Stellplätzen mit ihren Zufahrten 
usw., ist - bedingt durch die Verkenrsf1ächen 
innerhalb des Gewerbegebietes - erforderlich. 
Diese Anordnung der Verkehrsflächen auf oern Bau­
gebiet ist wünschenswert, um eine flexible pri­
vate Verkehrsführung zu ermöglichen (siehe Zif­
fer 3.3 Erschließung). 
Ein Ausgleich für diesen hohen Versiegelungsgrad 
ist durch aie Schaffung umfangreicher grünordne-
riscner Festsetzungen gegeben. Innerhalb des GE-
Gebietes dient die Fassadenbegrünung sowie die 
nahezu vollständige Eingrünung der Gebietsgrenze 
durch flächenhafte Gehölzpflanzungen als Aus­
gleich. Darüber hinaus sind südlich des GE-Ge-
bietes weitere umfangreiche Festsetzungen zur 
Scnaffung notwendiger Ausgleichsflächen getrof­
fen worden. Da die Fläcnen bzw. Maßnahmen inner­
halb oes überplanten Bereiches jedoch das Aus-
gleichserfordernis nicht vollständig erfüllen 
können, mußte außerhalb des Bebauungspianberei-
ches ein weiterer Ausgleich geschaffen werden. 
Diese zusätzlichen Ausgleicnsflächen befinden 
sich zwischen dem Beoauungsplangebiet und dein 
Ort Ratekau. 
Die dritte Dimension wird durcn die Festset­
zung von Oberkanten der baulichen Anlagen be­
stimmt. In Anlehnung an die vorhandenen topogra­
phischen Gegebenheiten ist eine Staffelung der 
Gebäude vorgesehen. In Zuordnung zu der ehemali-
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gen Kreisstraße 17 ist eine maximale Höhe der 
baulichen Anlage von 30,50 m über NN fest­
gesetzt. Dieser Bereich soll kün.ftig für die Er­
richtung des Verwaltungsgebäudes vorgesehen wer­
den und dient als Übergang zwischen den geplan­
ten großmaßstäblichen Hallen im rückwärtigen Be­
reich und der Haupterschließungsstraße. Für den 
rückwärtigen Bereich, in dem vorwiegend die An­
ordnung von Hallen und Nebengebäuden beabsich­
tigt ist, wurde eine maximale Gebäudehöhe von 
26,00 m über NN festgesetzt. Somit kaschiert das 
Verwaltungsgebäude die massiven Gebäude der ge­
werblichen Nutzungen. Der Versprung der Gebäu­
deoberkanten von 4,50 m steht im Einklang mit 
den unterschiedlichen angestrebten Gelände höhen 
und fügt sich in die örtlicn gegebene Topogra­
phie ein. Ergänzend zu der Festsetzung der maxi­
malen Gebäudeoberkante n über NN wird die Höhe 
der Baukörper über dem Gelände geregelt. Durch 
Festsetzung der sichtbaren Wandhöhe von im Mit­
tel maximal 9,00 m innerhalb oes gesamten Gebie­
tes, kann gewährleistet werden, daß sich die 
Baukörper den angestrebten Geländeversprüngen 
und somit der Topographie anpassen. Durch Fest­
setzung der Geoäudeoberkanten und der Wandhöhen 
ergeben sich Geländehöhen von ca. 21,50 m im 
vorderen Bereich und von ca. 17,00 rn ü. NN. im 
rückwärtigen Bereich. Eine Festsetzung der Ge­
ländehöhen wurde nicht vorgesehen, um innerhalb 
des Gebietes Rampen u.a. Geländebewegungen zu 
ermöglichen. Ebenfalls bewußt verzichtet wurde 
auf eine Festsetzung der Zahl der V o11geschosse , 
da für gewerbliche Nutzungen produktions- bzw. 
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funktionsbedingt häufig überdurchschnittlich 
hohe Geschoßhöhen vonnöten sind. Somit könnten 
trotz der Begrenzung der Vol 1 geschosse aufgrund 
der bei gewerblichen Nutzungen üblichen Geschoß­
höhen übermäßig hohe Gebäude entstehen, die 
nicht städtebaulich vertretbar wären. Um diese 
Problematik regeln zu können, wurde eine pau­
schale Maximalhöhe der baulichen Anlage getrof­
fen . 
Die festgesetzte abweichende Bauweise ermöglicht 
die größtmögliche Ausdehnung der baulichen Anla­
gen und mithin eine Gestaltung der Baukörper, 
die sich der gewerblichen Nutzung unterordnet 
und deren Anforderungen gerecht wird. Bei 
größeren Vorhaben sino Feuerwehrumfahrten sowie 
Aufstell- und Bewegungsflächen entlang der 
Gebäudefronten erforderlich. Dieses kann zu 
Problemen führen, wenn die überbaubaren Flächen 
insbesondere entlang der Baugrenzen bzw.nahe an 
den vorgesehenen Grünflächen ausgenutzt werden. 
Daher sind die Gebäude so zu plazieren, daß die 
DIN 140 9 0 sowie § 5 LBO berücksichtigt werden. 
Die Baugrenzen stellen lediglich den äußersten 
Rahmen für z.B. einzelne Bauteile dar. 

3 . 3 Erschließung 

Durch die Lage des Gebietes im Anschluß an die 
bestehenden Gewerbegebiete zwischen der Bundes­
straße 207 und der Kreisstraße 17 ist die äußere 
Erschließung gegeben. 
Die Anbindung des Gewerbegebietes an den über­
örtlichen Verkehr erfolgt nach Übertragung der 
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Kreisstraße an die Gemeinde Ratekau über diese 
nunmehr umgewidmete Gemeindestraße als Hauptzu­
fahrt. 
Die Nebenzufahrt ist gleichbedeutend mit einer 
Verbindung zwischen dem bestehenden Gewerbege­
biet des Bebauungsplanes Nr. 32 und befindet 
sich in Verlängerung der Wendeanlage am nordöst­
lichen Rand des Geltungsbereiches. Das Ver­
schwenken der neuen Planstraße A betont den Cha­
rakter als Nebenzufahrt und wird sowohl den to­
pographischen als auch den eigentumsrechtlichen 
Gegebenheiten gerecht.- Weitere Verkehrsflächen 
sind innerhalb des Gebietes mit dem Ziel, groß­
zügige, zusammenhängende überbaubare Fläcnen zu 
schaffen, nicht geplant. Die dennoch erforderli­
chen befahrbaren Flächen werden als private Ver­
kehrsflächen ausgeführt. Auf eine detaillierte 
Festsetzung dieser Flächen wurde verzichtet, da 
sie ausschließlich dem privaten Zweck dienen und 
in die Dispositionsfreiheit des Eigentümers 
nicht eingegriffen werden soll. Ein Bedürfnis 
nach Festsetzung dieser Verkehrsflächen besteht 
somit nicht. 
Neben der gesicherten Anbindung des Gewerbege-
bietes durch die Regelung der Zufahrten wird für 
den fußläufigen und den Fahrrad-Verkehr ein Ver­
bindungsweg zwischen der Gemeindestraße und der 
Wendeanlage festgesetzt.. Dieser Weg ist bereits 
Inhalt des rechtskräftigen Bebauungsplanes und 
wird als "Verkehrsfläche besonderer Zweckbe­
stimmung" beibehalten. Neben seiner Funktion als 
Verbindungsweg dient er gleichzeitig als"Über-
lauf" der zur inneren Erschließung gehörenden 
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S t i c h s t r a ß e . Eine e n t s p r e c h e n d e B e s c h i l d e r u n g 
d i e s e s Weges soll ihn e i n d e u t i g als k o m b i n i e r t e n 
G e n - und F a h r r a d w e g a u s w e i s e n , der nur in N o t ­
f ä l l e n ü b e r f a h r e n werden d a r f . Ebenso bleibt der 
Weg S t ü c k e r b u s c h als v e r b i n d e n d e s E l e m e n t für 
den A n l i e g e r - bzw. A n w o h n e r v e r k e h r in seiner 
d e r z e i t i g e n knapp b e m e s s e n e n A u s b a u b r e i t e e r h a l ­
t e n . 

c) C" O-
& 0 hj 

3.4 G r ü n p l a n u n g 

Die F e s t s e t z u n g der g r ü n p l a n e r i s e h e n M a ß n a h m e n 
ist - soweit r e c h t l i c h m ö g l i c h - aus dem p a r a l ­
lel b e a r b e i t e t e n G r ü n o r d n u n g s p l a n ü b e r n o m m e n 
w o r d e n . Der G r ü n o r d n u n g s p 1 an ist der B e g r ü n d u n g 
unter Ziffer 7. b e i g e f ü g t . Zweck und Inhalt d i e ­
ses G r ü n o r d n u n g s p l a n e s ist die F e s t l e g u n g von 
A u s g l e i c h s - und E r s a t z m a ß n a h m e n für die zu er­
w a r t e n d e n E i n g r i f f e . 
F e s t g e s e t z t ist die E r h a l t u n g v o r h a n d e n e r G r ü n ­
s t r u k t u r e n sowie deren S c h u t z und E n t w i c k l u n g . 
Das B a u g e b i e t ist u m g r e n z t durch einen f l ä c h e n -
haft a n z u p f l a n z e n d e n G e h ö l z s t r e i f e n , der auch 
ein t r e n n e n d e s sowie zum Teil s c h ü t z e n d e s E l e ­
ment zwischen dem G E - G e o i e t und dessen U m g e b u n g 
b i l d e t . Ein Teil der n o t w e n d i g e n A u s g l e i c n s f l ä ­
chen wird i n n e r h a l b des G e l t u n g s b e r e i c h e s a u s ­
g e w i e s e n (siehe Ziffer 3.2 B e b a u u n g ) . Da diese 
F l ä c h e n jedoch für die E r f ü l l u n g der- Ein­
g r i f f s -/Ausg 1 ei chsbi 1 anz nicht a u s k ö m m l i c h sind, 
m ü s s e n w e i t e r e Flächen a u ß e r h a l b des ü b e r p l a n t e n 
G e b i e t e s b e r e i t g e s t e l l t w e r d e n . Diese z u s ä t z l i ­
chen Flächen b e f i n d e n sich n ö r d l i c h des Ortes 
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Ratekau im Anschluß an den Weg Stückerbusen, der 
die südliche Begrenzung des Plangebietes bildet. 
Der Grünordnungsplan empfiehlt,- ebenso wie für 
die überwiegenden Ausgleicnsflächen innerhalb 
des Geltungsbereiches, eine Nutzung als extensi­
ves Grünland mit einem zu entwickelnden 5 m 
breiten Krautsaura entlang der Knicks. Die Exten-
sivierung soll vertraglich geregelt werden. In 
dem derzeit aufgestellten Landschaftsplan werden 
die Flächen zwischen dem Erweiterungsgebiet Te­
chau und dem nördlichen Ortsrand von Ratekau als 
wichtiger Bereich für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung der Landschaft bzw. 
als wertvoller erhaltenswerter Ortsrand mit 
hoher Knickdichte ausgewiesen. Durch aen Erhalt 
bzw. die Umwandlung von Ackerflächen in Grünland 
bildet der Grünkorrioor eine landschaftliche Zä­
sur zwischen den beiden Siedlungskörpern der 
Wohn- und der Gewerbefunktion und dient darüber 
hinaus als Irnmi ssi onspuf f er zur Wohnbebauung . 

Für die Ausgleichsflächen in dem Geltungsbe­
reich werden detaillierte Festsetzungen bezüg­
lich aer Grünordnung getroffen. Die gesamte Flä­
che zwischen dem Weg Stückerbusch und der Er­
weiterungsfläche des Gewerbegebietes dient 
künftig als Grünfläche "Ausgleichsfläche". In­
nerhalb dieser Ausgieichsflache erfolgt eine 
Differenzierung zwisenen den unterschiedlichen 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege una zur Ent­
wicklung von Natur und Landschaft. Unterschie­
den wird zwischen den zu entwickelnden Kraut­
säumen entlang der Knicks, der Versickerungs-
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muloe und dem extensiven Grünland. Zum Schutz 
der Krautsäume sind diese von einem geplanten 
Weidezaun einzufassen. Ebenso 'soll eine Par­
zellierung des extensiven Grünlandes durch Wei-
aezäune erfolgen, um aucn dort das Ziel aer 
Festsetzungen - eine Entwicklung des Land­
schaf tsraumes - zu gewährleisten. Eine extensive 
Beweidung mit wenigen Vieheinheiten ist neben 
aer Mahd der Grünflächen erlaubt. In der Versic­
kerung srnulde soll künftig das anfallende Regen-
wasser versickert werden. Zur Behandlung des an­
fallenden Regenwassers ist vorgesehen, aas von 
den Dachflächen a o fließen de Wasser auf dem 
Grundstück durch Rigolenversickerung oder Ver­
sickerun gsschächte unter den befestigten Stell­
flächen bzw. in einer offenen Mulde zu ver­
sickern. Diese Versickerungsmulde, die angren­
zend an das GE-Gebiet im Norden der Ausgleichs-
fläche angeordnet wurde, ist im Rahmen der De­
tailplanung in ihrer Größe so auszulegen, daß 
das anfallende Regenwasser in maximal drei Tagen 
versickert. 
OD er aiese flächenhaften Festsetzungen hinaus 
ist zur Durchgrünung des Gebietes Fassaden-
begrünung vorgesehen, bei deren Realisierung 
auch die großmaßstäblichen Baukörper weitestge­
hend kaschiert und in die Umgebung eingebunden 
werden. Für Bepflanzungen über das festgesetzte 
Maß hinaus sollten einheimische Sträucher mit 
einer Beimischung von Ziersträuchern (max. 20%) 
verwendet werden. Detaillierte Regelungen über 
das im Bebauungsplan mögliche Maß hinaus sind 
Inhalt des beigefügten Grünordnungsplanes. Die 
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Gemeinde beabsichtigt, zur Umsetzung der Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen einen städtebau­
lichen Vertrag nach § 6 BauGB Maßnahmegesetz mit 
dem Privatinvestor abzuschließen. 

4. Immissionen 

Zur Beurteilung der Immissionen wurde ergänzend zu 
dem Bebauungsplan ein Sehal1 gut achten erstellt. Fa­
zit des Schallgutachtens ist die in Ziffer 1.3 und 
1.4 des Textes festgesetzte Gliederung des Erweite­
rungsgebietes in zwei Teilbereiche. Für den westli­
chen Bereich, der ca. 1/3 der Erweiterungsflächen 
umfaßt, ist ein "Eingeschränktes Gewerbegebiet" 
festgesetzt mit einer Nutzungsstruktur, die sich an 
der zulässigen Nutzung innernalb von Mischgebieten 
orientiert. Somit wird eine Einhaltung der scnall-
technischen Ürientierungswerte der DIN 18005 vor den 
umliegenden Wohnhäusern erreient. Die Nutzungs­
struktur der Wohnhäuser ist ebenfalls mit aem 
Charakter eines Miscngebietes gleichzusetzen (siehe 
Ziffer 3.2 Bebauung). Das Schallgutachten ist unter 
Ziffer 8. der Begründung beigefügt. 

5. Ver- und Entsorgung 

Die für aie Versorgung des Gebietes mit elektrischer 
Energie notwendigen Versorgungsflächen werden nach 
Feststehen des Leitungsbedarfs von der Schleswag er­
mittelt und sind entsprechend zur Verfügung zu stel­
len. 
Die Abfallbeseitigung sowie die Wasserversorgung und 
die Gasversorgung obliegen oem Zweckverband Ost hol-
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stein. 

Die gesamte Zeiss-Straße ist an die Schmutzwasseroe-
seitigungsanlage angeschlossen. Am Ende der Straße -
am Wendehammer - befindet sich ein Endschacht. Die 
vorhandenen Netzkapazitäten sind ausreichend, um 
dort das im Plangebiet anfallende Sehmutzwasser in 
das zentrale Schmutzwassersystem einzuleiten. 
Die Reinigung des Schmutzwassers erfolgt in dem Zen­
tral klär werk in Sereetz. 

Das auf den Baugrundstücken des Gewerbegebietes an­
fallende Dachflächenwasser wird auf dem Grundstück 
versickert bzw. in einer offenen Versickerungsmulde 
auf aer südlich angrenzenden Grünfläche gesammelt 
und versickert. 

Für die Ableitung des Oberflächenwassers ist ent­
sprechend WHG ein Antrag beim Kreis Ostholstein -
Abteilung Wasserbehörde - zu stellen. Dies gilt auch 
für Anlagen für die Schmutzwasserbeseitigung. 

Das von den Stell- und Parkflächen abfließende Nie­
derschlagswasser wird über Schlammfänge und Sperr­
einrichtungen dem nördlich des Änderungsbereiches 
vorhandenen Rückhaltebecken zugeführt. 

Der Feuerschutz in der Gemeinde Ratekau wird durch 
die "Freiwillige Feuerwehr Techau" gewährleistet. 
Das Baugebiet wird mit einer ausreichenden Zahl von 
Hydranten in Abstimmung mit der Feuerwehr ausgestat­
tet. Im übrigen wird auf den Erlaß des Innenmini­
sters vom 17.01.1979, Az.: IV 350 b - 166.30 über 
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die Sicherstellung der LöschWasserversorgung hinge­
wiesen. 

6. Der Gemeinde voraussichtlich entstehende Kosten 

Der Gemeinde entstehen Kosten für den Erwerb der 
Verkehrsflächen und der Grünflächen sowie für den 
Ausbau der Verkehrsflächen einschließlich der Ver-
und Entsorgungsleitung, der Beleuchtung und Bepflan­
zung und für die Gehölzpflanzungen innerhalb der 
Grünflächen. Die Kosten der Gesamtausg1 eichsmaßnah-
men werden, bezogen auf das Jahr 1994, auf über­
schläglich ca. 110.500,-- DM geschätzt, (siehe Anlage Seite 

257 a + 257 b). 
7 . Grünordnungsp1an 

Anlage I (Seite 204 - 230 

8. Schallgutachten 

Anlage II (Seite 194 - 203) 

Ratekau, den 27. Januar 1994 

Der Bürgermei ste 

Diese Begründung wurde durch 
Beschluß der Gemeindevertretung 
vom 10. März 1994 gebilligt. 

den 11. März 1994 



£ MA££MAHMEN A U F D E N AUSGLEICHSRÄOHFN 

2.3 Weidezaun 
870 m 

2.4 Versickerungsmulde 
(ca. 0,50-1,50 Tiefe) 
boden- und vegetationstechnische 
Herstellung ohne entwässerungs­
technische Anlagen 
500 m2 DM 15,00 

2. GESAMT 

4 0 f b 

2.1 Grünlandansaat für extensive Nutzung 
incl. öffentliche Fläche 
22.890 m* DM 0,50 DM 11.445,00 

2.2 Herstellen von Krautsäumen durch 
Sukzession. In den ersten 3 Jahren 
jährliche Mahd, danach alle 2 Jahre 
1 Pflegemahd 
4.200m2 DM 0,50 DM 2.100,00 

DM 10,00 DM 8,700,00 

GESAMTSUMME 1 +2 

DM 

DM 

ßH= 

__.._. 7.500.00 

29.745.00 

110.335,00 

Ratekau, den 27. Januar 1994 



<C 0 ( a 
Anlage zur Begründung i . d .F .v . 27.01.1994 

KOSTENSCHÄTZUNG DER PFLANZ- UND AUSGLEICHSMASSNAHMEN 
B-PLAN NR. 32 

- GEWERBEGEBIET TECHAU -

1 MA^J^dM£NLAjJF_PEN BAUGRUNnSTÜr.KFM 
1.1 Knickneuanlage 

175 m DM 30,00 DM 5.250,00 

DM 8,00 DM 33.040,00 

DM 10,00 DM 14.000,00 

1.2 Sonstige Anpflanzungen mit 
Knickgehölzen 
4.130 m2 

1.3 Dauerhafte Schutzzäune 
(beinhaltet nicht Einzäunung 
der Gewerbeflächen) 
1.400 m 

1.4 Pflanzen von Linden (H 3xv 16-18) 
1 0 S t °M 600,00 DM 6.000,00 

1.5 Pflanzen von Stieleichen (H 3xv 16-18) 
1 6 S t °M 600.00 DM 9.600,00 

1.6 Fassadenbegrünung ohne Rankvor­
richtungen, mit Solitär-Rankpflanzen 
2 1 2 S t ' ' D M 6 0 ' 0 0 PM ^12720 00 

1. GESAMT 
DM 80.610,00 


